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Schweiz 

Klimarat-Idee der Grünen geht der SP zu weit 
Losentscheid 200 zufällig ausge,vählte Bürgerinnen und Bürger sollen neue Impulse in die nationale Umweltpolitik bringen, 
fordern die Grünen. Die SP winkt ab, die Grünliberalen sprechen von reinem Politmarketing. 

Stefan Häne 

Es ist eine Premiere in der 
Deutschschweiz. Am vorletzten 
Wochenende hat in Uster ein Kli­
marat getagt, ein Gremium aus 
20 zufällig ausgelosten Einwoh­
nern. Die Gruppe soll neue Ideen 
zum Klimaschutz entwickeln. 
Eine zweite Sitzung folgt am 
nächsten Wochenende. Danach 
kann der Rat einen Bericht mit 
Empfehlungen verfassen oder 
politisch aktiv werden, in Form 
einer Volksinitiative et.va. 

Ein Klimarat soll auch auf 
Bundesebene geschaffen wer­
den; das zumindest fordern die 
Grünen. 200 Mitglieder soll 
er zählen, und wie in Uster soll 

das Los die Zusammensetzung 
bestimmen. Ein geeignetes Ver­
fahren soll sicherstellen, dass der 
Rat die Bevölkerung dennoch gut 
repräsentiert. Infrage kommen 
Personen ab 16 Jahren und mit 
ständigem Wohnsitz in der 
Schweiz, also auch Ausländer. 

Parteipolitisches Interessse 

Der Rat erhielte erhebliche poli­
tische Gestaltungskraft. Zum 
Beispiel dürfte er den Anstoss für 
eine Änderung der Bundesver-

«Demokratie erweitern»: Grünen-Präsident Balthasar Glättli. Foto: Keystone 

fassung geben. Anders als bei 
einer Volksinitiative müsste er 
dafür nicht binnen 18 Monaten 
100'000 gültige Unterschriften 
sammeln; eine Zweidrittelmehr­
heit im Gremium würde dafür 
genügen. Für eine Annahme 
bräuchte es aber weiterhin das 
Volks- und Ständemehr. Auch 
müsste eine Gesetzesänderung 
weiterhin im Parlament eine 
Mehrheit finden und wäre dem 
fakultativen Referendum unter­
stellt. «Die direkte Demokratie 

würde also nicht ausser Kraft 
gesetzt», sagt Grünen-Präsident 
Balthasar Glättli. Seine Partei 
wolle damit im Gegenteil die 
«Demokratie erweitern». 

Den Grünen geht es auch um 
simple parteipolitische Interes­
sen. Erfahrungen im Ausland zei­
gen, dass solche Gremien eine 
ambitioniertere Klimapolitik ma­
chen als gewählte Parlamente, so 
et.va der französische «Conven­
tion Citoyenne pour le Climat», 
ein ebenfalls durchs Los gewähl-

ter Klimarat. Glättli bestreitet das 
nicht. «Wir gehen aber nicht 
davon aus, dass mit dem Klima­
rat zwingend das grüne Partei­
programm umgesetzt würde.» 

Der Vorstoss liegt derzeit bei 
der Staatspolitischen Kommissi­
on des Nationalrats. Die Zeichen 
stehen auf Ablehnung. «Gerade 
das Nein zum CO2-Gesetz sollte 
uns zeigen, dass wir eine Politik 
näher am Volk machen sollten -
und nicht in neuen, demokratisch 
weniger legitimierten Kreisen», 
sagt Andri Silberschmidt (FDP). 

Auch aus der SP und der GLP 
wird Kritik laut - jenen Parteien, 
die in der Klimapolitik mit den 
Grünen meist zusammenspan­
nen. Nadine Masshardt (SP) fin­
det es «grundsätzlich falsch», für 
die Beratung einer der grössten 
politischen Herausforderungen 
der Zeit das Zufallsprinzip anzu­
wenden. Carina Gredig (GLP) 
bezeichnet den Vorstoss gar als 
reines Politmarketing: «Wir leben 
in einer direkten Demokratie, es 
gibt also schon genügend Mög­
lichkeiten zur Mitbestimmung.» 

Glättli entgegnet, gewählte 
Parlamentarier seien gehalten, 
sich an ihre Wahlversprechen zu 
halten. Und an der Urne könnten 

die Stimmberechtigten nur Ja 
oder Nein sagen. Los basierte und 
repräsentative Bürgerräte dage­
gen würden die Lösungssuche 
im Rahmen einer «Minischweiz» 
ermöglichen, wo alle Bevölke­
rungsgruppen vertreten seien. 
Demokratisch wäre ein solcher 
Rat nach Ansicht von Glättli ge­
nügend legitimiert: «Er würde ja 
von den Stimmberechtigten be­
schlossen.» Zudem wäre er weit 

Klimaberater abgesetzt 

Bereits seit 1996 hat der Bund ein 

Beratergremium, in dem namhafte 

Forscherinnen und Forscher 

sitzen. Es soll konkrete Vorschläge 

zur Klimapolitik machen. Doch 

nun lässt Bundesrätin Simonetta 

Sommaruga dessen Mandat auf 

Ende Jahr auslaufen, wie die 

«N ZZam Sonntag» berichtet. 

Der letzte Vorschlag des 

Gremiums: ein persönliches 

C02-Budget. Für jegliche Güter 

von der Bratwurst bis zum Flug 

würde beim Kauf die Menge an 

C02 vom Budget abgezogen, 

die zur Herstellung nötig war. Ist 

es aufgebraucht, müssten Emis­

sionsrechte gekauft werden. (red) 

repräsentativer zusammenge­
setzt als das Parlament, wo 
bestimmte Berufe und Einkom­
mensschichten klar über- und 
andere untervertreten seien. 

Grundsatz der Gleichheit 

Kritikerinnen wie Carina Gredig 
geben jedoch zu bedenken: «Was 
ist, wenn die SVP einen Mi­
grationsrat fordert?» Nenad 
Stojanovic würde das nicht stö­
ren. Dem Politologen von der 
Universität Genf geht es ums 
Prinzip: «Im Losverfahren wirkt 
der urdemokratische Grundsatz 
der Gleichheit.» Die politischen 
Institutionen würden so ideal 
ergänzt. 

Stojanovic leitet das Projekt in 
Uster mit - zudem Bürgerpanels 
in Sion und Genf. Die Erfahrun­
gen seien positiv, sagt er. Die Teil­
nehmer würden sich stark enga­
gieren, auch seien sie dankbar für 
die Gelegenheit, sich politisch 
engagieren zu können; für viele 
sei es das erste Mal. Die Kontro­
verse um Bürgerräte erinnert 
Stojanovic an die Kritik, welcher 
sich die Vorreiter der direkten De­
mokratie ausgesetzt sahen. «Heu­
te aber sind wir alle froh, dass wir 
die direkte Demokratie haben.» 
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Wirbel um Gesichtserkennung 
Datenleck Das Ermitteln per Gesichtserkennungs-Software ist hierzulande nicht erlaubt. Eine Kundenliste 
der Firma Clearview weist aber Schweizer Polizei-Adressen auf. Experten verlangen nun Transparenz. 

Simone Luchetta 

Zwei Polizeibeamte läuten im 
April bei einem Kleinkriminellen 
und verhaften ihn auf der Stelle. 
Der Mann soll in einer der vor­
angegangenen Nächte in einem 
Restaurant am Zürcher Haupt­
bahnhof einer Frau die Hand­
tasche gestohlen haben. 

Und in der Nacht zuvor sei er 
bei einem versuchten Ladenein­
bruch im Kreis 5 gefilmt worden. 
«Es gab weder Zeugen noch 
Indizien», sagt sein Verteidiger, 
der anonym bleiben will. Und er 
ergänzt: «Einzig und allein Ge­
sichtserkennungssoft.vare kann 
zur Verhaftung geführt haben.» 

Polizei beteuerte stets, 
Clearview nicht zu benutzen 

Noch näher liegt diese Ver­
mutung in einem zweiten Fall. 
Ebenfalls im April wurde eine 
andere Milieu-Gestalt verhaftet. 
Ihr wurden neun Einbrüche zur 
Last gelegt: in Bürogebäude, 
Kioske und Kellerabteile. «Diver­
se Vorwürfe wurden hiervon den 
Polizisten anhand von Video­
aufnahmen gemacht, und es ist 
mehr als unwahrscheinlich, dass 
für solche <Beschaffungsdelikte>, 
bei denen es um eher geringe 
Vermögenswerte geht, Beamte 
tagelang vor dem PC Gesichtsbil­
der abgeglichen haben», sagt 
der Anwalt. Mit anderen Worten: 
Nur eine Gesichtserkennungs­
software konnte diese kleineren 
Fälle lösen. 

Beweisen lässt sich das nicht. 
Aber aktuelle Enthüllungen des 
US-Onlinemagazins «Buzzfeed 
News» lassen aufhorchen: In 
den Dokumenten, die dem US­
Magazin zugespielt worden sind, 
lassen sich Tausende von Nut­
zerdaten herauslesen. Darunter 
auch E-Mail-Adressen der Stadt­
polizei (Stapo) Zürich. Doch die 
Zürcher Polizei hat bisher immer 
beteuert, dass sie nie eine derar­
tige Software eingesetzt habe. 

Schwerer Eingriff 
in die Grundrechte 

Dass Clearview weltweit derart 
grosse Verbreitung fand, dürfte 
nicht zuletzt auf kostenlose Test­
versionen zurückzuführen sein, 
die die Firma damals zu Werbe­
zwecken anbot. Polizeibehörden 
auf der ganzen Welt benutzen 
solche Gesichtserkennungssoft­
ware zur Verbrecherjagd. Dabei 
werden Fotos von gesuchten Ver­
dächtigen eingespeist und mit 
einer Täterdatenbank abgegli­
chen. Das spart Zeit und hilft, 
mehrere Fälle miteinander zu 
verbinden. 

Bloss: Der Einsatz ist proble­
matisch. Und in der Schweiz ist 
er verboten. 

Von Rechts wegen ist die Nut­
zung von Technologie für die Ge­
sichtserkennung in der Schweiz 
untersagt. Monika Simmler, 
Strafrechtsprofessorin an der 
Universität St. Gallen, die zum 
Thema forscht, formuliert es so: 
«Generell gilt für den Einsatz von 
Gesichtserkennungsteclmologie, 
dass diese aktuell in der Schweiz 
nicht rechtmässig ist. Die gesetz­
lichen Grundlagen fehlen, so­
wohl für den präventiven Bereich 
als auch für die Strafverfolgung.» 
Der Grund: Die Soft.vare verar­
beitet biometrische Daten, was 
laut Simmler, die auch SP-
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Der Algorithmus von Clearview wird mit Milliarden von Fotos - auch aus sozialen Netzwerken - gefüttert (Symbolbild). Foto: Getty Images 

«Wir haben über 
1000 Mitarbeiter, 
und ich kann 
keine Auskunft 
über einzelne 
Handlungen 
geben.>> 

Sprecher der Kantonspolizei 

St. Gallen 

Kantonsrätin in St. Gallen ist, 
einen schweren Grundrechtsein­
griff bedeutet. 

Kommt dazu, dass sich der 
Computer irren kann, nicht nur 
wegen schlechter Lichtverhält­
nisse oder schwacher Auflösung: 
Das Programm verschärft erwie­
senermassen bestehende Diskri­
minierungen und Ungleichhei­
ten, es erkennt et.va Weisse zu­
verlässiger als Schwarze. 

Bis zu 50 Suchanfragen 
wurden gestartet 

Die Folge: Plötzlich geraten un­
bescholtene Bürgerinnen und 
Bürger in die absurde Situation, 
beweisen zu müssen, dass sie 
nicht die Person sind, für die sie 
die Maschine hält. Im Fall von 
Clearview ist die Sache aber noch 
problematischer, da die Daten­
bank Milliarden Fotografien 
von Menschen umfasst, deren 
Bilder im Internet frei zu finden 
sind - und nicht nur von 
Straftätern. 

Das Werkzeug ist laut «Buzz­
feed» auch über E-Mail-Accounts 
der Kantonspolizei (Kapo) 
St. Gallen - neben jener Zürichs 
- benutzt worden. Beide sollen
demnach bis im Februar 2020 je
11 bis 50 Suchanfragen gestartet
haben.

In einer Stellungnahme ge­
genüber dieser Zeitung sagt die 

Mediensprecherin der Stapo 
Zürich, Judith Hödl: «Die Stadt­
polizei Zürich verwendet keine 
Clearview-Software und hat 
auch keine Kenntnis davon, dass 
Mitarbeitende diese verwenden 
oder verwendet haben sollen. 
Wir können jedoch nicht aus­
schliessen, dass sich jemand mit 
seiner E-Mail-Adresse der Zür­
cher Stadtverwaltung registriert 
und das Tool privat nutzt.» 

Ein Polizei-Insider sagt der­
weil, es gebe durchaus Kollegen, 
die frei verfügbare Software nut­
zen und Bilder abgleichen, «so 

et.vas wie die Google-Bildersu­
che und keine offiziell gekaufte 
Gesichtserkennungssoftware». 
Solche Technologien würden 
aber nicht systematisch ein­
gesetzt. 

Auch die St. G aller Kapo sagt, 
die umstrittene Soft.vare gehö­
re nicht zu ihren Werkzeugen: 
«Die Kantonspolizei St. Gallen 
hat ein Projekt zur Evaluation 
von Gesichtserkennungssoft­
ware durchgeführt. Dabei wur­
den mehrere Anbieter getestet. 
Clearview AI war nicht unter den 
offiziell getesteten Produkten. 

Das System Clearvie,v 

Unter den Anbietern von Ge­
sichtserkennung ist Clearview AI 
eine Klasse für sich. Hinter der 
Software steckt die nach eigenen 
Angaben grösste Gesichtsdaten­
bank der Welt mit rund drei Mil­
liarden Bildern. Brisant: Die New 
Yorker Firma hat sie mit soge­
nannten «Scrapern» auf sozia­
len Medien wie Facebook und 
anderen Seiten heruntergeladen 
und gespeichert. Dazu kommt 
ein Algorithmus, der dank der 
enormen Trainingsdaten schlau­
er ist als jeder andere. 

Gegen Clearview laufen diver­
se Klagen. Auch der Eidgenössi-

sehe Datenschutzbeauftragte 
hält das Vorgehen für persönlich­
keitsverletzend und hat für die 
betroffenen Personen in der 
Schweiz im Januar 2020 ein 
Löschgesuch gestellt. Bis jetzt 
ohne Erfolg. «Die Technologie 
gehört verboten», fordert der 
Verein Grundrechte.eh. 

Laut «Buzzfeed News» haben 
bis im Februar 2020 fast 
90 Strafverfolgungsbehörden, 
Polizeistationen und andere 
staatliche Organisationen in 
24 Ländern ausserhalb der USA 
Clearview AI zumindest probe­
weise eingesetzt. (luc) 
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Wir haben überlO00 Mitarbeiter, 
und ich kann keine Auskunft 
über einzelne Handlungen ge­
ben. Die Kantonspolizei St. Gal­
len als Institution hat Clearview 
AI weder getestet noch ein­
gesetzt. ►> 

Kann man den Beteuerungen 
der Strafverfolger glauben? Mar­
tin Steiger, Anwalt für Recht im 
digitalen Raum, ist skeptisch: 
«Es fällt mir schwer, die Erklä­
rungen der beiden Polizeikorps 
für glaubwürdig zu halten. In 
jedem Fall fällt auf, dass die 
Dementi überspezifisch ausge­
fallen sind.» Die Auskünfte zeig­
ten ausserdem, dass es an einer 
wirksamen Aufsicht mangle. 

In der Tat ist fast alles rund 
um Gesichtserkennungstechno­
logie unreguliert. «Wenn eine 
Polizei eine derartige Soft.vare 
ins Repertoire aufnehmen will, 
müsste sie sich um eine Rechts­
grundlage bemühen. Die Kanto­
nalen Justiz- und Polizeidirek­
torinnen und -direktoren könn­
ten sich organisieren und beim 
Bund vorstellig werden ►>, sagt 
Forscherin Monika Simmler. In 
einem Rechtsstaat brauche es 
dafür eine neue Norm auf Geset­
zesebene: «Der Bundesgesetz­
geber ist dringend gefordert.» 
Selbst für einen Testbetrieb 
müsste zumindest Rücksprache 
mit der jeweils zuständigen 
Datenschutz-Aufsichtsbehörde 
genommen werden. 

Experten fordern 
öffentliche Debatte 

Doch das passiert nicht - weder 
in Zürich noch in St. Gallen, auch 
nicht im Aargau oder in Schaff­
hausen, wo die Kantonspolizeien 
ebenfalls schon solche Program­
me eingesetzt oder getestet 
haben. 

So geschieht also bereits die 
Anschaffung weitgehend im 
Dunkeln. Aber auch der konkre­
te Einsatz bleibt unkontrolliert. 
Zuständig wären die Daten­
schutzstellen, aber die können 
ihre Aufsichtstätigkeit mangels 
Ressourcen kaum wirksam 
wahrnehmen. 

«Die Behörden entziehen das 
Thema der politischen Diskussi­
on. Mich erstaunt diese fehlen­
de Transparenz bei Sicherheits­
themen immer wieder, denn mir 
ist nicht klar, was die Behörden 
fürchten», sagt Anwalt Steiger. 
Umfragen und Volksabstimmun­
gen zeigten, dass ein grosser 
Teil der Schweizer Bevölkerung 
einen ausgebauten und wach­
senden Polizei- und Überwa­
chungsstaat befürworte. 

Clearview bleibt 
auf Erfolgsspur 

Es müsste dringend eine öffent­
liche Debatte geführt werden, 
sind sich die Professorin Moni­
ka Simmler und der Anwalt Mar­
tin Steiger einig. Ein erster 
Schritt ist die jetzt durch die Re­
cherchen dieser Zeitung in Gang 
gesetzte Untersuchung durch 
den städtischen Datenschützer 
bei der Stadtpolizei Zürich. 

Derweil bleibt die NewYorker 
Firma Clearview in der Erfolgs­
spur. Obschon in Europa und den 
USA mehrere Klagen gegen das 
Unternehmen laufen, hat es in 
einer neuer Finanzierungsrunde 
soeben weitere 30 Millionen Dol­
lar gesammelt. 


